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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Lang sowie die Richter Prof. Quack, 
Dr. Thode, Dr. Haß und Dr. Wiebel

am 10. Oktober 1991

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen den 
Beschluß des Oberlandesgerichts Stuttgart 
- 11. Zivilsenat - vom 8. Juli 1991 wird nicht 
angenommen.

Der Beklagte hat die Kosten der sofortigen Be­
schwerde zu tragen.

Der Wert der Beschwer beträgt 75.000 DM.
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G r ü n d e :

I.

1. Die fünf Kläger sind Eigentümer jeweils eines Rei­
henhauses einer in den Jahren 1987/88 errichteten Reihen­
hausanlage. Der Beklagte hatte für die Kläger die techni­
sche Betreuung einschließlich Planung und Bauaufsicht über­
nommen .

Das Landgericht hat den Beklagten durch Versäumnisur­
teil vom 20. März 1991 verurteilt, an jeden Kläger jeweils 
15.000 DM nebst Zinsen zu zahlen. Das Versäumnisurteil ist 
dem Beklagten durch Niederlegung bei der Post am 6. April 
1991 zugestellt worden. Am 29. April 1991 hatte der Beklag­
te durch seinen Rechtsanwalt Einspruch gegen das Versäum­
nisurteil eingelegt und Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Einspruchsfrist beantragt. 
Das Wiedereinsetzungsgesuch hat er im wesentlichen wie 
folgt begründet:

Er habe am 6. April 1991 die Mitteilung über die Nie­
derlegung erhalten. Da er die Post an diesem Tage nicht 
mehr habe abholen können, habe er das zuständige Postamt 
mit Schreiben vom 6. April 1991 gebeten, die Post während 
seines Urlaubs vom 7. April bis zum 14. April 1991 aufzube­
wahren. Nach seiner Rückkehr aus dem Urlaub habe er das 
Versäumnisurteil am 15. April 1991 abgeholt. Auf dem Brief­
umschlag seien zwei Zustellungsvermerke eingetragen gewe­
sen, einmal die Zustellung durch Niederlegung am 6. April 
1991 und zum anderen das Datum der tatsächlichen Übergabe
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am 15. April 1991. Er habe den 15. April 1991 als Tag des 
Fristbeginns angesehen. Im Hinblick auf die fehlerhafte 
Eintragung des Schalterbeamten, der ihm das Versäumnisur­
teil ausgehändigt habe, sei sein Irrtum über den Beginn und 
den Ablauf der Einspruchsfrist unverschuldet.

2. Das Landgericht hat durch Beschluß vom 17. Mai 1991 
den Wiedereinsetzungsantrag des Beklagten zurückgewiesen 
und den Einspruch gegen das Versäumnisurteil als unzulässig 
verworfen. Die dagegen gerichtete sofortige Beschwerde des 
Beklagten hat das Oberlandesgericht durch Beschluß vom
8. Juli 1991 zurückgewiesen.

3. Hiergegen richtet sich die frist- und formgerecht 
eingelegte sofortige Beschwerde des Beklagten.

II.

Das Rechtsmittel hat keine Aussicht auf Erfolg 
(§§ 568 a, 554 b ZPO). Das Oberlandesgericht hat die sofor­
tige Beschwerde zu Recht zurückgewiesen.

Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben dem Be­
klagten zu Recht die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gegen die Versäumung der Einspruchsfrist versagt. Die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand kann dem Beklagten nicht 
gewährt werden, weil er die Einspruchsfrist schuldhaft ver­
säumt hat (§ 233 ZPO). Der Umstand, daß der Schalterbeamte 
die Aushändigung des Versäumnisurteils als Zustellung auf 
dem Umschlag vermerkt und damit eine widersprüchliche In­
formationslage über den Zeitpunkt der Zustellung geschaffen
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hat, reicht als Entschuldigung für die Fristversäumung 
nicht aus. Bevor der Beklagte am 15. April 1991 den inso­
weit mißverständlichen Briefumschlag erhalten hatte, war er 
durch die Belehrung auf dem Benachrichtigungszettel über 
die Niederlegung, den er am 6. April 1991 vorgefunden hat, 
darüber aufgeklärt worden, daß ihm das Schriftstück mit der 
Niederlegung beim Postamt rechtsgültig zugestellt worden 
ist. Aufgrund dieser Belehrung konnte und durfte der Be­
klagte nicht davon ausgehen, daß die auf dem Umschlag ver­
merkte tatsächliche Übergabe als rechtswirksame Zustellung 
anzusehen sei und nicht die ebenfalls auf dem Umschlag ver­
merkte Niederlegung beim Postamt. Durch die Belehrung und 
die widersprüchlichen Angaben auf dem Umschlag war eine un­
klare Situation geschaffen worden, die auch für einen juri­
stischen Laien ohne weiteres erkennbar war. Über die Bedeu­
tung der Frist und die mit einer Fristversäumung verbunde­
nen Risiken war der Beklagte durch die dem Versäumnisurteil 
beigefügte Belehrung über die Einspruchsfrist und über die 
Folgen einer Versäumung dieser Frist unterrichtet worden.



In dieser Lage hätte der Beklagte einen Rechtsanwalt aufsu­
chen müssen, um zu klären, wann die Einspruchsfrist zu lau­
fen begonnen hatte. Hätte der Beklagte sich unverzüglich um 
eine Klärung bemüht, hätte er die Einspruchsfrist, die am 
15. April 1991 noch eine Woche lief, einhalten können.

Lang
Haß

Quack
Wiebel

Thode
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